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Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Zum 31. Dezember 1971 läuft die Straßengüterverkehrsteuer 
aus, was zu einer erheblichen Kostenentlastung des Werk- 
fernverkehrs zum Nachteile des konkurrierenden gewerblichen 
Güterfernverkehrs führen wird. 

Der gewerbliche Güterfernverkehr wird in seinen wirtschaft- 
lichen Dispositionen durch das geltende Genehmigungssystem 
des Güterkraftverkehrsgesetzes behindert, wonach die Güter- 
fernverkehrsgenehmigungen jeweils nur für ein bestimmtes 
Fahrzeug ausgestellt werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht folgende Neuregelungen vor: 

— Werkfemverkehr soll in Zukunft nur betrieben werden 
dürfen, wenn dem Unternehmen für das betreffende Kraft- 
fahrzeug eine Beförderungsbescheinigung erteilt worden ist. 
Auf die Ausstellung derartiger Beförderungsbescheinigun- 
gen besteht ein Rechtsanspruch, es sei denn, die Bundes- 
regierung ordnet eine auf längstens zwei Jahre befristete 
generelle Ausstellungssperre an. 

über die laufenden Anträge zur Ausstellung von Beförde- 
rungsbescheinigungen können sich u. a. die Deutsche Bun- 
desbahn und die Unternehmen des gewerblichen Güterfern- 
verkehrs unterrichten, um der verladenden Wirtschaft von 
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sidi aus Verkehrsangebote zu unterbreiten (größere Markt- 
transparenz). 

— Im gewerblichen Güterfernverkehr sollen die Unternehmer 
künftig in die Lage versetzt werden, mit einer Güterfern- 
verkehrsgenehmigung ein Kraftfahrzeug ihrer Wahl, das für 
den betreffenden Transport am besten geeignet ist, einzu- 
setzen. Der Unternehmer kann sich dann flexibler als bisher 
auf den individuellen Laderaumbedarf der Verlader ein- 
stellen (Einführung von Inhabergenehmigungen). 


C. Alternativen 

Nach Auffassung des Bundesrates soll das Lizenzierungsver- 
fahren für den Werkfernverkehr wirksamer ausgestaltet wer- 
den. 


D. Kosten 

Die Neuregelungen auf dem Gebiete des Werkfernverkehrs und 
die Einführung von Inhabergenehmigungen im gewerblichen 
Güterfernverkehr können das Verkehrsaufkommen und damit 
auch den wirtschaftlichen Ertrag der Deutschen Bundesbahn 
nachteilig beeinflussen. Daraus können sich Rückwirkungen für 
den Bundeshaushalt ergeben. Genaue Zahlenangaben hierüber 
sind nicht möglich. 
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Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (111/4) — 921 02 — Gü 14/71 


Bonn, den 12. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Besdilußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Zweites Gesetz 

zur Änderung des Güterkraftvprkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbh 1970 I S. 1), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Güterkraftverkehrsge- 
setzes vom 4. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1613), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Satzteil „mit einem für den Güterfern- 
verkehr genehmigten Kraftfahrzeug durch- 
geführt wird, mit dem die Beförderung auf 
der Gesamtstrecke hätte ausgeführt werden 
können;" wird ersetzt durch den Satzteil 
„mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt wird, 
das unter den Voraussetzungen des § 12 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 mit einer Genehmigung 
eingesetzt wird, die die Gesamtstrecke 
deckt; abweichend von § 12 Abs. 1 Nr. 3 
braucht die Genehmigungsurkunde nicht mit- 
geführt zu werden, wenn sie bei der Deut- 
schen Bundesbahn hinterlegt ist." 

b) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2. 

2. In § 6 werden die bisherigen Absätze 3 und 4 
gestrichen und folgende neue Absätze 3 bis 5 
angefügt: 

„(3) über die Bestimmung des Standorts ist 
eine amtliche Bescheinigung zu erteilen, die bei 
allen Fahrten im Kraftfahrzeug mitzuführen und 
auf Verlangen der zuständigen Kontrollbeamten 
zur Prüfung auszuhändigen ist. 


3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 2 und 3. 

4. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Genehmigung kann im Rahmen des 
§ 9 nur erteilt werden, wenn 

1. der Unternehmer und die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person zuverlässig 
sind, 

2. der Unternehmer oder die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person fachlich ge- 
eignet ist und 

3. die Leistungsfähigkeit des Betriebes gewähr- 
leistet ist." 

5. Die §§ 11, 11 a und 12 werden §§ 11, 12 und 12 a 
und erhalten folgende Fassung: 

.§ 11 

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer 
für seine Person erteilt. Sie ist nicht übertrag- 
bar. 

(2) Die Genehmigung wird auf Zeit erteilt. 
Ihre Gültigkeitsdauer beträgt unbeschadet der 
Vorschrift des § 9 Abs. 2 Satz 2 grundsätzlich 
acht Jahre. 


§ 12 

(1) Die Genehmigung berechtigt den Unter- 
nehmer, ein Kraftfahrzeug im Güterfernverkehr 
unter folgenden Voraussetzungen einzusetzen 
(genehmigtes Kraftfahrzeug) : 

1. Das Kraftfahrzeug muß auf den Namen des 
Unternehmers zugelassen sein und ihm ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
sein. 

2. Für das Kraftfahrzeug muß der in der Ge- 
nehmigungsurkunde bezeichnete Standort 
bestimmt sein. 

3. Die Genehmigungsurkunde {§ 15) und das 
Fahrtenbuch (§ 28 Abs. 2) sind auf der ge- 
samten Beförderungsstrecke im Kraftfahr- 
zeug mitzuführen. 

4. Das amtliche Kennzeichen des Kraftfahr- 
zeugs ist in das Fahrtenbuch einzutragen. 


(4) Sollen Kraftfahrzeuge außerhalb der Nah- 
zone vorübergehend im Nahverkehr verwendet 
werden, so kann die untere Verkehrsbehörde 
vorübergehend einen anderen Ort zum Stand- 
ort erklären, wenn dies aus wirtschaftlichen 
Gründen geboten und mit dem öffentlichen 
Interesse an der Aufrechterhaltung eines geord- 
neten Güterkraftverkehrs vereinbar ist. 

(5) Ist ein Standort nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht bestimmt worden, so gilt 
als Standort der Ort des Sitzes oder der nicht 
nur vorübergehenden geschäftlichen Niederlas- 
sung, von dem aus das Kraftfahrzeug eingesetzt 
wird." 
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(2) Verwendet ein Unternehmer des Güter- 
fernverkehrs entweder zu Beginn oder am Ende 
einer Beförderung im Güterfernverkehr ein 
Kraftfahrzeug ohne Genehmigung innerhalb der 
Nahzone (§ 2 Abs. 2) oder ein Kraftfahrzeug 
mit einer Bezirksgenehmigung innerhalb der 
Bezirkszone (§ 13 a Abs. 1), so gilt diese Be- 
förderung, wenn der Unternehmer auf der 
übrigen Beförderungsstrecke ein anderes Kraft- 
fahrzeug unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 mit einer Genehmigung einsetzt, die 
die gesamte Beförderung deckt, als gleichfalls 
mit dem genehmigten Kraftfahrzeug ausgeführt. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Ausnahmen von der 
Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 für die 
Fälle zuzulassen, in denen ein im Güterfernver- 
kehr verwendetes Kraftfahrzeug kurzfristig 
ausfällt. In der Rechts Verordnung ist die höchst- 
zulässige Dauer eines solchen Einsatzes sowie 
das seiner Überwachung dienende Verfahren 
zu regeln. 

§ 12 a 

(1) An Stelle einer Genehmigung dürfen dem 
Unternehmer mehrere Genehmigungen erteilt 
werden, wenn diese Genehmigungen den Unter- 
nehmer berechtigen, lediglich Kraftfahrzeuge zu 
verwenden, die einschließlich Anhänger insge- 
samt eine bestimmte Nutzlast nach folgender 
Maßgabe nicht überschreiten: 

1. Ist die Genehmigung dem Unternehmer 
erstmalig vor Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erteilt worden, so ist die Nutzlast maßge- 
bend, die das nach §§ 11, 15 Abs. 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. 1970 IS. 1) genehmigte 
Kraftfahrzeug einschließlich Anhänger am 
1. Januar 1969 oder, wenn die Genehmigung 
dem Unternehmer erstmalig nach dem 1. Ja- 
nuar 1969 erteilt wurde, im Zeitpunkt der 
Genehmigungserteilung hatte. 

2. Ist die Genehmigung dem Unternehmer erst- 
malig nach Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erteilt worden, so ist maßgebend das Kraft- 
fahrzeug einschließlich Anhänger mit der 
größten Nutzlast, das im Zeitpunkt der Ge- 
nehmigungserteilung auf den Namen des 
Unternehmers zugelassen war und ihm ge- 
hörte oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
war und das er auf Grund der Genehmigung 
hätte einsetzen können. 

(2) Absatz 1 gilt für Genehmigungen für den 
Möbelfernverkehr mit der Maßgabe, daß an die 
Steile der Nutzlast von Kraftfahrzeug und An- 
hänger die Nutzlast des entsprechenden Fahr- 
zeugs tritt. 

(3) An Stelle mehrerer nach Absatz 1 oder 2 
erteilter Genehmigungen darf dem Unterneh- 
mer eine andere Anzahl von Genehmigungen 


erteilt werden, sofern die in Absatz 1 oder 2 
bezeichnete Nutzlast dabei nicht überschritten 
wird. 

(4) Die Genehmigungen nach den Absätzen 1, 
2 oder 3 dürfen nur mit der Maßgabe erteilt 
werden, daß sie lediglich für Kraftfahrzeuge 
verwendet werden dürfen, die zu jeder Zeit 
denselben Standort haben müssen. 

(5) Die nach den Absätzen 1, 2 oder 3 erteilten 
mehreren Genehmigungen gelten als eine Ge- 
nehmigung im Sinne des § 9." 

6. § 13 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Satzteil „gerechnet in 
der Luftlinie vom Ortsmittelpunkt des Stand- 
ortes des Kraftfahrzeugs aus" ersetzt durch 
den Satzteil „gerechnet in der Luftlinie vom 
Ortsmittelpunkt des Standortes der Kraft- 
fahrzeuge aus, die auf Grund der Genehmi- 
gung eingesetzt werden dürfen". 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2. 


7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Erteilung der Genehmigung 
ist diejenige höhere Landesverkehrsbehörde 
zuständig, in deren Bezirk der Unternehmer 
seinen Sitz oder eine nicht nur vorüberge- 
hende geschäftliche Niederlassung hat und 
die Kraftfahrzeuge, die auf Grund der Ge- 
nehmigung eingesetzt werden sollen, zuge- 
lassen sind oder zugelassen werden sollen." 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Zitat „§ 13 a 
Abs, 4" ersetzt durch das Zitat „§ 13 a 
Abs. 2", 


8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Bezeichnung eines Standortes, der 
für alle Kraftfahrzeuge bestimmt sein 
muß, für die die Genehmigung verwen- 
det werden soll,". 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ändert sich die Bezeichnung des 
Unternehmers oder der Sitz des Unterneh- 
mens, so ist die Genehmigungsurkunde der 
Genehmigungsbehörde zur Berichtigung vor- 
zulegen. Das gleiche gilt, wenn die Geneh- 
migung für Kraftfahrzeuge mit einem ande- 
ren als den nach Absatz 2 Nr. 3 bezeich- 
neten Standort verwendet werden soll. Han- 
delt es sich in diesem Falle um eine Be- 
zirksgenehmigung, so bedarf es zur Berichti- 
gung der Genehmigungsurkunde der vor- 
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herigen Zustimmung der für den bisherigen 
Standort zuständigen Genehmigungsbehörde, 
wenn 

1. der bisherige Standort in einem der in 
§ 6 a Abs. 2 genannten Gebiete liegt oder 

2. der Standort der Kraftfahrzeuge, die auf 
Grund der Genehmigung eingesetzt wer- 
den sollen, in einem anderen Land liegt. 

Die Zustimmung ist zu versagen, sofern die 
Beibehaltung des bisherigen Standortes für 
die befriedigende Verkehrsbedienung eines 
bestimmten Gebietes erforderlich ist und sie 
dem Unternehmer unter Berücksichtigung 
seiner wirtschaftlichen Lage zugemutet wer- 
den kann. Vor der Entscheidung sind die für 
den neuen Standort zuständige Genehmi- 
gungsbehörde sowie die für den bisherigen 
und die für den neuen Standort zuständigen 
Außenstellen der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr zu hören." 

9. In § 19 a wird das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 2" 
ersetzt durch das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 3". 

10. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Diese sind bei allen Beförderungen im Gü- 
terfernverkehr im Kraftfahrzeug mitzufüh- 
ren.» 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Genehmigungsurkunde, das Fahr- 
tenbuch und die BefÖrderungs- und Begleit- 
papiere sind auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändi- 
gen." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Im Falle des § 12 Abs. 2 sind die Be- 
förderungspapiere auch während der Beför- 
derung auf der Teilstrecke mitzuführen, auf 
der ein Kraftfahrzeug ohne Genehmigung 
eingesetzt wird. Absatz 3 ist insoweit anzu- 
wenden. " 

11. § 29 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Unternehmer hat die Beförderungspapiere 
und das Fahrtenbuch nach Beendigung der Be- 
förderung fünf Jahre aufzubewahren." 

12. § 41 wird aufgehoben. 

13. § 43 erhält folgende Fassung; 

„§ 43 

(1) Der Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
kann die Genehmigung mit oder ohne Fahrzeug 
des Möbelfernverkehrs einem anderen Unter- 
nehmer des Möbelfernverkehrs vorübergehend 
überlassen, der in diesem Falle für die Erfüllung 
der gesetzlichen Pflichten verantwortlich ist. 


(2) Der Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
kann zur Beförderung eines genehmigten Mö- 
belwagenanhängers vorübergehend ein fremdes 
Kraftfahrzeug und eine einem anderen Unter- 
nehmer erteilte Genehmigung für den Güter- 
fernverkehr benutzen." 

14. In § 46 wird der Satzteil „mit Ausnahme des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3" gestrichen. 


15. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Soll ein Lastkraftwagen mit mehr als 4 t 
Nutzlast oder eine Zugmaschine mit einer 
Leistung über 55 PS verwendet werden, so 
darf Werkfernverkehr unbeschadet des 
§ 50 c Abs. 3 jedoch nur durchgeführt wer- 
den, wenn dem Unternehmer für das Kraft- 
fahrzeug eine Beförderungsbescheinigung 
erteilt ist; dies gilt nicht für Beförderungen 
im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
sowie für die Beförderung von Gütern, di^ 
den eigenen Zwecken eines Unternehmens 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs dient." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


16. Nach § 50 werden folgende §§ 50 a bis 50 f ein- 
gefügt: 


„ § 50 a 


(1) Die Beförderungsbescheinigung wird dem 
Unternehmer für ein bestimmtes Kraftfahrzeug 
erteilt. Sie ist nicht übertragbar. 


(2) Die Beförderungsbescheinigung wird auf 
Zeit erteilt. Ihre Gültigkeitsdauer beträgt höch- 
stens fünf Jahre. 


§ 50 b 

(1) Für die Erteilung der Beförderungsbe- 
scheinigung ist die Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr (§ 53) zuständig. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Beförde- 
rungsbescheinigung ist auf einem von der Bun- 
desanstalt vorgeschriebenen Formblatt in drei- 
facher Ausfertigung bei derjenigen Außenstelle 
der Bundesanstalt einzureichen, in deren Be- 
reich das Kraftfahrzeug, für das die Beförde- 
rungsbescheinigung erteilt werden soll, zuge- 
lassen ist oder zugelassen werden soll. Ist das 
Kraftfahrzeug nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zugelassen, ist der Antrag bei der 
Zentrale der Bundesanstalt zu stellen. 

(3) Der Antrag muß enthalten 

1. die Erklärung, daß der Antragsteller zuläs- 
sigen Werkfernverkehr nach §§ 48, 49 durch- 
führen will, 

2. diejenigen Angaben, die für eine Bekannt- 
gabe nach § 50 c Abs. 1 erforderlich sind, 
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3. Einzelangaben über das Kraftfahrzeug, 

4. die Gültigkeitsdauer, für die die Beförde- 
rungsbescheinigung erteilt werden soll. 

(4) Eine Ausfertigung des Antrages über- 
sendet die Bundesanstalt an die höhere Landes- 
verkehrsbehörde, in deren Bezirk das Kraft- 
fahrzeug zugelassen ist oder zugelassen werden 
soll. 

§ 50 c 

(1) Die Bundesanstalt gibt spätestens 14 Tage 
nach Eingang des Antrages auf Erteilung einer 
Beförderungsbescheinigung folgende Einzelhei- 
ten aus dem Antrag nach Maßgabe des Ab- 
satzes 2 bekannt: 

1. Name (Firma) und Anschrift des Unterneh- 
mens, 

2. Güterart nach den Hauptgruppen des Güter- 
verzeichnisses, 

3. durchschnittliche Entfernung, gerundet auf 
volle 100 km, 

4. Besonderheiten im Rahmen der Beförderung, 
soweit der Antragsteller sie angeben will. 

(2) Die Bundesanstalt erstellt wöchentlich ein 
Verzeichnis mit den Angaben nach Absatz 1 
(Werkfernverkehrs-Verzeichnis), in dem alle 
Anträge berücksichtigt sind, denen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes stattzugeben ist 
Die Bekanntgabe erfolgt dadurch, daß die Bun- 
desanstalt das Werkfernverkehrs-Verzeichnis 
bei ihren Außenstellen zur Einsichtnahme aus- 
legt Zur Einsichtnahme sind berechtigt die 
Deutsche Bundesbahn, die nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs, die 
Unternehmer des Güterfernverkehrs sowie die 
bestellten Abfertigungsspediteure. Die Bundes- 
anstalt übersendet den nach Satz 3 Berechtigten 
auf Antrag gegen Erstattung der Kosten das 
Werkfernverkehrs-Verzeichnis. Die Bundes- 
anstalt teilt den Tag der Bekanntgabe dem An- 
tragsteller mit. 

(3) Eine Bekanntgabe entfällt, wenn 

1. die beantragte Gültigkeitsdauer der Beför- 
derungsbescheinigung weniger als zwei Mo- 
nate beträgt oder 

2. die Beförderungsbescheinigung für gelegent- 
liche Einzelbeförderungen an bestimmten 
Tagen beantragt wird, die insgesamt nicht 

• mehr als 30 Tage ausmachen dürfen. 

In diesen Fällen darf Werkfernverkehr bereits 
nach Absendung des Antrags auf Erteilung der 
Beförderungsbescheinigung gemäß § 50 b Abs. 2 
durchgeführt werden. 

§ 50 d 

(1) Die Beförderungsbescheinigung ist zu er- 
teilen, wenn eine Frist von einem Monat nach 
Bekanntgabe gemäß § 50 c verstrichen ist und 
das Unternehmen nach Ablauf dieser Frist mit- 


teilt, daß es den Werkfernverkehr aufnehmen 
will. 

(2) Eine Durchschrift der Beförderungsbe- 
scheinigung erhält die zuständige Behörde nach 
§ 50 b Abs. 4. 

§ 50 e 

(1) Die Beförderungsbescheinigung muß ent- 
halten: 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. die Bezeichnung des Unternehmens, 

3. die Bezeichnung des Kraftfahrzeugs, für das 
die Beförderungsbescheinigung erteilt wird, 
unter Angabe des amtlichen Kennzeichens, 

4. die Gültigkeitsdauer. 

(2) Die Beförderungsbescheinigung ist der 
Bundesanstalt zur Berichtigung vorzulegen, 
wenn 

1. die Angaben über das Unternehmen oder 
das Kraftfahrzeug nach Absatz 1 Nr, 2 und 3 
sich ändern, 

2. an die Stelle des Kraftfahrzeugs, für das die 
Beförderungsbescheinigung erteilt ist, ein 
anderes Kraftfahrzeug treten soll. 

(3) Die Beförderungsbescheinigung oder im 
Falle des § 50 c Abs. 3 Satz 2 eine Durchschrift 
des Antrages ist bei allen Fahrten im Kraftfahr- 
zeug mitzuführen und auf Verlangen der zu- 
ständigen Kontrollbeamten zur Prüfung auszu- 
händigen. 

§ 50 f 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Erteilung von Beförderungsbe- 
scheinigungen für die Dauer von längstens 
einem Jahr auszusetzen, wenn und soweit dies 
im öffentlichen Interesse erforderlich ist, um 
einer drohenden oder bereits eingetretenen Ge- 
fährdung der Ausgeglichenheit oder Funktions- 
fähigkeit des binnenländischen Verkehrs oder 
der Verkehrssicherheit auf den Straßen zu be- 
gegnen. Die Aussetzung kann bis zu einem wei- 
teren Jahr verlängert werden, soweit die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 noch vorliegen. Eine 
weitere Aussetzung ist danach erst wieder nach 
Ablauf von mindestens zwei Jahren, beginnend 
mit dem Ende des letzten Aussetzungszeitraums, 
zulässig. 

(2) In der Rechtsverordnung sind Ausnahmen 
zugunsten solcher Unternehmen zuzulassen, die 
wegen ihrer Eigenart oder geographischen Lage 
den Werkfernverkehr für bestimmte Güter nicht 
entbehren, insbesondere auf die öffentlichen 
Verkehrsunternehmen nicht ausweichen können 
oder durch die Versagung neuer Beförderungs- 
bescheinigungen in wirtschaftliche Schwierig- 
keiten geraten würden; ferner für die Fälle, in 
denen es sich um die Wiedererteilung einer ab- 
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Güterfernverkehr eingesetzte bundesbahn- 
eigene Kraftfahrzeug festgesetzt werden." 

b) Satz 5 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„entsprechendes gilt für Unternehmen, die 
Werkfernverkehr betreiben, für ihre Kraft- 
fahrzeuge, für die nach § 50 Satz 2 eine Be- 
förderungsbesdieinigung oder nach § 52 
Abs. 4 eine Meldebestätigung erteilt ist." 


gelaufenen Beförderungsbescheinigung handelt, 
deren Versagung auch unter Berücksichtigung 
der für den Erlaß der Verordnung maßgeblichen 
Gründe eine unbillige Härte darstellen würde." 

17. § 51 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften über den Standort in § 6 
Abs. 1 , 2 und 5 sowie in § 6 a finden entspre- 
chende Anwendung, über die Bestimmung des 
Standorts ist eine amtliche Bescheinigung zu 
erteilen, die bei allen Fahrten im Kraftfahrzeug 
mitzuführen und auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändigen 
ist." 


18. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Unternehmen, die Werkfernverkehr durch- 
führen, haben nach näherer Bestimmung 
durch den Bundesminister für Verkehr der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
(§ 53) monatlich eine Übersicht aller durch- 
geführten Beförderungen im Werkfernver- 
kehr oder eine Fehlanzeige vorzulegen." 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die im Werkfernverkehr ausschließlich für 
grenzüberschreitende Beförderungen ver- 
wendeten und im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zugelassenen Kraftfahrzeuge mit 
mehr als 4 t Nutzlast und Zugmaschinen mit 
einer Leistung über 55 PS sind bei der Bun- 
desanstalt mit einem von ihr vorgeschriebe- 
nen Formblatt anzumelden; die von der 
Bundesanstalt erteilte Meldebestätigung ist 
bei allen Fahrten im Kraftfahrzeug mitzu- 
führen und auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändi- 
gen." 

19. § 54 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Güterfernverkehr nicht ohne die erforder- 
liche Genehmigung sowie Werkfernver- 
kehr nicht in unzulässiger Weise und nicht 
ohne die erforderliche Beförderungsbe- 
scheinigung betrieben werden,", 

20. § 60 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Unternehmer des Güterfernverkehrs 
und der Abfertigungsspediteur haben das Un- 
ternehmen, der Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs und die Deutsche Bundesbahn haben ihre 
im Güterfernverkehr verwendeten Kraftfahr- 
zeuge und Anhänger der Bundesanstalt auf de- 
ren Verlangen anzumelden." 

21. § 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Es kann eine jährliche Mindestumlage für 
jede erteilte Genehmigung und für jedes im 


22. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wenn der Unternehmer kein Kraft- 
fahrzeug mehr besitzt, das der Voraus- 
setzung von § 12 Abs. 1 Nr. 1 ent- 
spricht,". 

b) In Absatz 2 Nr. 5 wird der Satzteil „mit dem 
für den Fernverkehr genehmigten Fahrzeug" 
gestrichen. 

23. In § 83 Abs. 1 wird das Zitat „§ 8 Abs. 3 und 
4" ersetzt durch das Zitat „§ 8 Abs. 2 und 3" 
und das Zitat „§ 8 Abs. 3" ersetzt durch das 
Zitat „§ 8 Abs. 2". 

24. In § 83 Abs, 4, § 85 Abs. 2 und § 88 Abs, 1 
Nr. 4 wird jeweils das Zitat „§ 103 Abs. 2 
Nr. 7" ersetzt durch das Zitat „§ 103 Abs, 2 
Nr. 5". 

25. § 89 erhält folgende Fassung: 

89 

Es gelten nicht die Vorschriften der §§ 80 
bis 83, 85 Abs. 2, §§ 86 bis 88 für den Güter- 
nahverkehr der Deutschen Bundesbahn; 

des § 81 Nr. 1 und 2 für den Güternahverkehr 
anderer öffentlicher Eisenbahnen; 

der §§ 80, 81, 83, 86 und 88 für den Güternah- 
verkehr der Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs; die Erlaubnisbehörde hat jedoch eine 
Bescheinigung über die Berechtigung zur Aus- 
übung des allgemeinen Güternahverkehrs zu 
erteilen; § 86 gilt insoweit entsprechend." 

26. In § 93 Abs. 1 wird das Zitat „§ 8 Abs. 3" er- 
setzt durch das Zitat „§ 8 Abs. 2". 

27. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. entgegen § 8 oder § 90 Güterfernver- 
kehr oder Güterliniennahverkehr be- 
treibt, ohne im Besitz einer Genehmi- 
gung zu sein;". 

b) In Absatz 1 werden nach Nummer 1 fol- 
gende Nummern 1 a, 1 b, 1 c und 1 d einge- 

^ fügt: 
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„la. entgegen § 12 Abs. 1 oder 2 Güter- 
fernverkehr mit einem nicht geneh- 
migten Kraftfahrzeug betreibt; 

l b. entgegen §§ 48, 49 Werkverkehr in 
unzulässiger Weise betreibt; 

l c. entgegen § 50 Werkfernverkehr be- 
treibt, ohne im Besitz einer Beförde- 
rungsbescheinigung zu sein; 

l d. entgegen § 80 Güternahverkehr be- 
treibt, ohne im Besitz einer Erlaubnis 
zu sein;". 

c) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Beförderungen im Güterfernverkehr, 
Güternahverkehr oder Werkverkehr 
mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt, 
für das ein Standort entgegen § 6 
Abs. 1, § 51 Abs. 1 Satz 1 nicht be- 
stimmt worden ist;". 

d) In Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe d wird das Zitat 
„§ 103 Abs. 2 Nr. 6" ersetzt durch das Zitat 
„§ 103 Abs. 2 Nr. 4". 

e) In Absatz 1 Nr. 5 werden das Zitat „§ 6 
Abs. 3 Satz 3 und 4" ersetzt durch das Zitat 
„§ 6 Abs. 3", nach „§ 40 Abs. 1," eingefügt 
„§ 50 e Abs. 3, § 51 Abs. 1 Satz 2,", nach 
„§ 60 Abs. 1" eingefügt „, §§ 86, 89 letzter 
Halbsatz" und das Wort „genehmigten" ge- 
strichen. 

f) In Absatz 2 wird das Zitat „Absatz 1 Nr. 1 
und 3" ersetzt durch das Zitat „Absatz 1 
Nr. 1 bis 1 d und 3". 

28. § 103 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden 
Nummern 3 bis 5. 

29. In § 103 a werden nach dem Wort „Grenzzoll- 
stellen" die Worte eingefügt „und andere für 
die Kontrolle an der Grenze zuständige Stel- 
len". 

30. § 105 erhält folgende Fassung: 

n§ 105 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. Die im § 93 vorgeschriebene An- 
hörung der Eisenbahndirektion entfällt." 


Artikel 2 

1. Für Kraftfahrzeuge, für die bis zum 31. Dezem- 
ber 1971 ein Standort nicht bestimmt zu werden 
brauchte, gilt der Standort nach § 6 Abs. 3, § 51 


Abs. 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) bis zur 
Standortbestimmung nach Artikel 1 Nr. 2 und 
17 dieses Gesetzes, längstens jedoch bis zum 

31. Dezember 1972. 

2. Die vor dem 1. Januar 1973 auf Grund der Vor- 
schriften des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) erteilten 
Genehmigungen für den Güterfernverkehr be- 
rechtigen den Unternehmer für den Rest der 
Gültigkeitsdauer, Güterfernverkehr nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes zu betreiben. 

3. Hat ein Unternehmen vor dem 1. Januar 1972 
zulässigen Werkfernverkehr durchgeführt, so 
tritt die Meldebestätigung für das bei der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr nach § 52 
Abs. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) ange- 
meldete und nicht wieder abgemeldete Kraft- 
fahrzeug nach folgender Maßgabe an die Stelle 
der Beförderungsbescheinigung nach § 50 Satz 2 
des Güterkraftverkehrsgesetzes: 

a) die ab 1. Juli 1971 ausgestellten Meldebestä- 
tigungen gelten als Beförderungsbescheini- 
gungen höchstens ein Jahr nach deren Aus- 
stellungsdatum; 

b) die ab 1. Juli 1967 ausgestellten Meldebestä- 
tigungen gelten als Beförderungsbescheini- 
gungen höchstens fünf Jahre nach deren Aus- 
stellungsdatum; 

c) die vor dem 1. Juli 1967 ausgestellten Melde- 
bestätigungen gelten als Beförderungsbe- 
scheinigungen höchstens bis zu dem Tag des 
Jahres 1973, der dem Ausstellungstag ent- 
spricht. 

§ 75 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes gilt für diese Kraftfahrzeuge ent- 
sprechend. § 50 e Abs. 3 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes gilt entsprechend für die Melde- 
bestätigung; wer vorsätzlich oder fahrlässig ge- 
gen diese Verpflichtung verstößt, handelt ord- 
nungswidrig. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Güterkraftverkehrsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt unter Beseitigung von Unstim- 
migkeiten des Wortlauts neu bekanntzumachen. 
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Artikel 5 

1. Artikel 1 Nrn. 2, 11, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21 
Buchstabe b, Nr. 27 — mit Ausnahme der Num- 
mer 1 a in Buchstabe b, des Buchstabens d und 
der Einfügung „89 letzter Halbsatz" in Buch- 
stabe e — und 29, Artikel 2 Nr. 1 und 3 sowie 
Artikel 3 treten am 1. Januar 1972 in Kraft. 

2. Die übrigen Vorschriften treten am 1. Januar 
1973 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die Bundesregierung hat im Verkehrsbericht 
1970 ihren Willen bekräftigt, auch im Güter- 
kraftverkehr eine an den Prinzipien der Markt- 
wirtschaft orientierte Ordnung des Zugangs zum 
Markl;^ behutsam und unter Vermeidung gewalt- 
samer Eingriffe in die bestehenden Strukturen 
zu verwirklichen. Dieser Zielsetzung dient der 
vorliegende Gesetzentwurf, der zu einer Auf- 
lockerung des seit vielen Jahren unveränder- 
ten Genehmigungssystems im gewerblichen Gü- 
terfernverkehr und zu einer volkswirtschaftlich 
sinnvollen Einordnung des Werkfernverkehrs in 
die Gesamtverkehrsordnung führen soll. 

2. Das geltende Genehmigungssystem des Güter- 
kraft Verkehrsgesetzes beruht auf dem Grund- 
satz der durch Verwaltungsakt an ein bestimm- 
tes Kraftfahrzeug gebundenen Güterfernver- 
kehrsgenehmigung. Dieser Grundsatz wird inso- 
fern aufgegeben, als zukünftig der Unternehmer 
aufgrund einer ihm erteilten Güterfernverkehrs- 
genehmigung ein Kraftfahrzeug seiner Wahl im 
gewerblichen Güterfernverkehr einsetzen kann, 
ohne daß er bei seinen Entscheidungen von 
einer behördlichen Mitwirkung abhängig ist. Auf 
diese Weise werden die Möglichkeiten des Un- 
ternehmers, über seinen Fahrzeugpark beim Ein- 
satz im Güterfernverkehr zu disponieren, erheb- 
lich verbessert. Der Unternehmer kann sich 
flexibler als bisher auf den individuellen Lade- 
raumbedarf der Verlader einstellen. Das wirkt 
gleichzeitig dem bestehenden Trend zum Einsatz 
größtmöglicher Fahrzeuge entgegen und dient 
daher der Verkehrssicherheit. 

Die Neuregelung ist EWG-konform. Sie nähert 
sich dem Verordnungs- Vorschlag der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften u. a. über 
die Kapazitätsregelung im innerstaatlichen Gü- 
terkraftverkehr (BT-Drucksache V/2000) in der 
Fassung vom 6. Juni 1969 und entspricht dem Ge- 
nehmigungsverfahren, das im grenzüberschrei- 
tenden Straßengüterverkehr im Bereich der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften seit langem üblich 
ist. Die größere Beweglichkeit des Unternehmers 
beim Einsatz seiner Fahrzeuge im Güterfernver- 
kehr kann je nach der wirtschaftlichen Entwick- 
lung zu einer Erhöhung der Beförderungsleistun- 
gen dieses Verkehrszweiges führen. Eine solche 
Erhöhung wird sich aber aufgrund der vorlie- 
genden Schätzungen in jedem Fall in vertret- 
baren Grenzen halten und nicht zu einer Störung 
des Verkehrsmarktes führen. Im übrigen soll 
diese Regelung erst am 1. Januar 1973 in Kraft 
treten. 

3. Das Gesetz über die Besteuerung des Straßen- 
güterverkehrs vom 28. Dezember 1968 tritt arp 


31. Dezember 1971 außer Kraft. Der Werkfern- 
verkehr wird alsdann nicht mehr mit der im Ver- 
hältnis zum gewerblichen Güterfernverkehr er- 
höhten Straßengüterverkehrsteuer belastet sein. 
Das führt zu einer erheblichen Kostenentlastung, 
auf Grund deren mit einem starken Anwachsen 
des Werkfernverkehrs zu rechnen ist. Diese Er- 
wartung beruht auf den Erfahrungen der letzten 
Jahre. Der Transport billiger Massengüter im 
Werkfernverkehr ist nach einer Senkung der 
Steuersätze der Beförderungsteuer in den Jah- 
ren 1963 bis 1967 erheblich angestiegen. Der 
Werkfernverkehr hat im Jahre 1968, in dem er 
keine Sondersteuer zu zahlen hatte, kräftig zu- 
genommen und ist 1969 unter dem Einfluß der 
Straßengüterverkehrsteuer wieder zurückge- 
gangen. 

Eine unangemessen starke Ausweitung des 
Werkfernverkehrs kann zu einer Gefährdung 
der Funktionsfähigkeit des binnenländischen 
Verkehrs und der Verkehrssicherheit auf den 
Straßen führen. Eine ernsthafte Störung der Ver- 
kehrsordnung würde nicht ohne schädliche Aus- 
wirkungen auf die Gesamtwirtschaft bleiben und 
damit die Belange des allgemeinen Wohls beein- 
trächtigen. 

Es sind daher Maßnahmen vorzusehen, die ge- 
eignet sind, einer solchen Gefahr entgegenzu- 
wirken, wobei im Zuge der Grund ausrichtung 
der Verkehrspolitik anstelle dirigistischer Ein- 
griffe des Staates soweit wie möglich marktkon- 
forme Mittel angewandt werden sollen.. 

Solche Mittel sind die nunmehr vorgesehene Be- 
förderungsbescheinigung im Werkfernverkehr 
und das damit verbundene Bekanntgabeverfah- 
ren. Sie schaffen bei geringem Verwaltungsauf- 
wand eine größere Markttransparenz, von der 
erwartet wird, daß sie im Sinne einer volkswirt- 
schaftlich sinnvollen Einordnung des Werkfern- 
verkehrs in die gesamte Verkehrswirtschaft ge- 
nutzt werden wird. 

Die Bekanntgabe der Anträge auf Erteilung 
einer Beförderungsbescheinigung versetzt die 
Unternehmer des gewerblichen Verkehrs, die 
Abfertigungsspediteure und die Eisenbahnen in 
die Lage, sich über das Verkehrsaufkommen zu 
informieren und ihr Verkehrsangebot auch auf 
eine potentielle Nachfrage auszurichten. Ande- 
rerseits erhalten die Unternehmen der verladen- 
den Wirtschaft einen besseren Überblick über 
die Vielfalt des öffentlichen Verkehrsangebots. 
Die Festsetzung einer Frist zwischen Bekannt- 
gabe des Antrags und Erteilung der Beförde- 
rungsbescheinigung dient dazu, das Unterneh- 
men, das Werkfernverkehr betreiben will, zur 
Überprüfung seiner Entscheidung in Kenntnis 
des öffentlichen Verkehrsangebots zu veranlas- 
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sen. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
das Unternehmen seinen Antrag auf Erteilung 
einer Beförderungsbescheinigung in den Fällen 
zurückzieht, in denen die gewerblichen Ver- 
kehrsunternehmer bzw. die Eisenbahnen die 
beabsichtigten Beförderungen auch aus der Sicht 
des Antragstellers günstiger durchführen kön- 
nen. Das vorgesehene Verfahren stellt dabei 
sicher, daß die berechtigten Belange der Wirt- 
schaft an der Wahrung von Geschäftsgeheimnis- 
sen nicht beeinträchtigt werden. In welchem Um- 
fang und mit weichem Erfolg die Beteiligten von 
den ihnen durch das Gesetz gebotenen Möglich- 
keiten Gebrauch machen werden, soll zunächst 
abgewartet werden. 

Es wird also darauf verzichtet, von vornherein 
von Staats wegen verkehrslenkend in das 
Marktgeschehen einzugreifen. 

Dieses Verfahren läßt sich jedoch nur recht- 
fertigen, wenn gleichzeitig die Möglichkeit ge- 
schaffen wird, schnell zu reagieren, falls sich 
die vorgesehene Regelung entgegen den Erwar- 
tungen nicht bewähren und eine Gefahr für die 
Ausgeglichenheit oder Funktionsfähigkeit des 
binnenländisdien Verkehrs oder die Verkehrs- 
sicherheit auf den Straßen entstehen sollte. Eine 
entsprechende zeitlich begrenzte Eingriffsmög- 
lichkeit ist in § 50 f des Gesetzentwurfs vorge- 
sehen. 

4. Bund, Länder und Gemeinden werden mit nach- 
folgender Einschränkung bei der Durchführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Die mit 
der Einführung der Inhabergenehmigung ver- 
bundene mittelbare Erweiterung der Transport- 
kapazität des gewerblichen Güterfernverkehrs 
kann zu vermehrten Beförderungsleistungen 
dieses Vekehrszweiges führen. In welchem Um- 
fang dies der Fall sein wird und ob und inwie- 
weit sich hieraus finanzielle Einbußen bei der 
Deutschen Bundesbahn ergeben, hängt von der 
wirtschaftlidien Situation ab. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Mit Einführung der sogenannten Inhabergenehmi- 
gung entfällt die Genehmigung eines bestimmten 
Kraftfahrzeugs durch die Genehmigungsbehörde. 
Ein genehmigtes Kraftfahrzeug* liegt künftig erst 
dann vor, wenn der Unternehmer ein Kraftfahrzeug 
unter den Voraussetzungen des § 12 im Güterfern- 
verkehr mit einer Genehmigung einsetzt. § 3 Abs. 2 
ist an dieses neue System anzugleichen. Die Bezug- 
nahme nur auf die Voraussetzungen der Nummern 
1 bis 4 des § 12 ergibt sich in dieser Vorschrift dar- 
aus, daß die Beförderungsstrecke der An- oder Ab- 
fuhr für sich allein betrachtet in aller Regel im Be- 
reich des Güternahverkehrs liegt. Die Vorausset- 
zungen für den Einsatz eines genehmigten Kraft- 
fahrzeugs sollen aber dennoch erfüllt werden; insbe- 
sondere soll die Genehmigung für die An- oder Ab- 


fuhr gebunden werden. Bei der Abwicklung seiner 
Beförderungen im Huckepackverkehr soll der Un- 
ternehmer die Genehmigung nicht für andere Güter- 
fernverkehrsbeförderungen auf der Straße frei zur 
Verfügung haben. Statt einer Mitführung der Ge- 
nehmigung bei der An- oder Abfuhr kommt auch 
eine Hinterlegung der Genehmigungsurkunde bei 
der Deutschen Bundesbahn in Betracht. Diese Rege- 
lung entspricht der bereits geübten Praxis. 

Zu Nummer 2 

Nach der derzeitigen Regelung gilt für die im Gü- 
ternahverkehr verwendeten Kraftfahrzeuge der im 
Kraftfahrzeugschein eingetragene Sitz (Wohnsitz) 
als Standort, wenn der Unternehmer dort den Sitz 
seines Unternehmens oder eine geschäftliche Nie- 
derlassung hat. Konnten diese Voraussetzungen 
für eine geschäftliche Niederlassung von der Be- 
hörde nicht anerkannt werden, so lag in der Regel 
ungenehmigter Güterfernverkehr vor. Dies führte 
zu Unzuträglichkeiten in der Praxis. Künftig muß 
für jedes Kraftfahrzeug ein Standort bestimmt wer- 
den. 

Für den Fall, daß Kraftfahrzeuge ohne eine Stand- 
ortbestimmung verwendet werden, muß vorgesehen 
werden, welcher Standort alsdann für die Berech- 
nung der Nahzone gilt. Es ist der Ort, von dem aus 
das Kraftfahrzeug eingesetzt wird (Abs. 5). 

Künftig wird die Genehmigung für den Güterfern- 
verkehr nicht mehr auf ein bestimmtes Kraftfahr- 
zeug ausgestellt. Daher ist eine generelle Abgren- 
zung zwischen Fahrzeugen des Güterfernverkehrs 
und solchen des Güternahverkehrs nicht mehr mög- 
lich. Infolgedessen kann künftig nur noch auf die 
Verwendung von Kraftfahrzeugen im Bereich des 
Güternahverkehrs abgestellt werden (Abs. 4). 

Zu Nummer 3 

Die Regelung des Stafettenverkehrs in dem bis- 
herigen Absatz 2 des § 8 wird im Zusammenhang 
mit dem Einsatz eines genehmigten Kraftfahrzeugs 
in dem neuen § 12 Abs. 2 getroffen. 

Zu Nummer 4 

Nach dem geltenden § 10 Abs. 1 Nr. 3 ist Voraus- 
setzung für die Erteilung der Genehmigung, daß 
das Kraftfahrzeug nach Bauart und technischem Zu- 
stand für den Güterfernverkehr geeignet ist. Da die 
Genehmigungsbehörde künftig die Genehmigung 
nicht mehr für ein bestimmtes Kraftfahrzeug erteilt, 
entfällt diese Prüfung im Rahmen des Genehmi- 
gungsverfahrens. Im übrigen wird in Anpassung an 
die Regelung des Güternahverkehrs in § 81 die Zu- 
verlässigkeit und fachliche Eignung der zur Führung 
der Geschäfte bestellten Person in die Vorschrift 
aufgenommen; diese Regelung ist für den Güter- 
fernverkehr bisher nur in der Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zum Güterkraftverkehrsgesetz vom 
25. November 1968 enthalten (vgl. Rand-Nr. 38, 40). 

Zu Nummer 5 
Zu§§ 11, 12 

Diese beiden Vorschriften regeln die neue Form der 
Genehmigung (sog. Inhabergenehmigung). 
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Wie nach geltendem Recht stellt die Genehmigung 
weiterhin ein subjektiv-öffentliches Recht für den 
Unternehmer dar, das nicht übertragbar ist. 

§11 Abs. 2 entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 12 mit folgendem Unterschied: Bisher wurde als 
Geltungsdauer die Zeit von mindestens acht Jah- 
ren bestimmt. Diese Festlegung ließ es nicht zu, Ge- 
nehmigungen mit einer kürzeren Geltungsdauer 
auszugeben. Die neue Bestimmung der Geltungs- 
dauer von „grundsätzlich acht Jahre" soll für Aus- 
nahmesituationen eine kürzere Geltungsdauer der 
Genehmigung zulassen, um damit eine flexiblere 
Regelung im Rahmen befristeter Sonderkontingente 
zu ermöglichen. 

§ 12 Abs. 1 regelt die dem Unternehmer durch die 
Genehmigung erteilte Befugnis. Während bislang 
dem Unternehmer genehmigt wird, mit einem in 
der Genehmigungsurkunde bezeichneten Kraftfahr- 
zeug Güterfernverkehr zu betreiben, berechtigt die 
Genehmigung den Unternehmer künftig, Beförde- 
rungen im Güterfernverkehr mit jedem Kraftfahr- 
zeug seines Fuhrparks durchzuführen. Er kann da- 
mit insbesondere das für die jeweilige Beförderung 
geeignete Kraftfahrzeug einsetzen, ohne vorher die 
Genehmigung auf ein anderes Kraftfahrzeug durch 
die Genehmigungsbehörde umschreiben zu lassen. 
Dies stellt den Unternehmer flexibler beim Einsatz 
seines Fuhrparks. 

Wie nach geltendem Recht (bisher § 1 1 Satz 2) kann 
der Unternehmer auch künftig grundsätzlich nur 
Kraftfahrzeuge auf Grund der Genehmigung ein- 
setzen, die ihm gehören oder von ihm auf Abzah- 
lung gekauft sind (Ausnahme vgl. Absatz 3). 

Ferner wird an der Standortbindung der Genehmi- 
gung — die bisher aus der Bindung der Genehmi- 
gung an ein bestimmtes Kraftfahrzeug folgte — 
festgehalten. Ohne diese Regelung würde die Kapa- 
zität weiter ausgeweitet und das überwachungsver- 
fahren erschwert. Will der Unternehmer Kraftfahr- 
zeuge eines anderen Standorts auf Grund der Ge- 
nehmigung einsetzen, kann er die Genehmigung 
auf den neuen Standort umschreiben lassen. 

Die einzelne Genehmigung beinhaltet, daß mit ihr 
zur gleichen Zeit immer nur ein Kraftfahrzeug mit 
oder ohne Anhänger im Güterfernverkehr einge- 
setzt werden darf. Um die Einhaltung der Kapazität 
zu gewährleisten und überwachbar zu gestalten, 
ist schließlich das Mitführen der Genehmigungsur- 
kunde und des Fahrtenbuchs sowie die Eintragung 
des amtlichen Kennzeichens des verwendeten Kraft- 
fahrzeugs in das Fahrtenbuch Voraussetzung dafür, 
daß die Genehmigung sich auf das eingesetzte 
Kraftfahrzeug erstreckt. 

§12 Abs. 2 übernimmt die bisherige Regelung des 
Stafettenverkehrs in § 8 Abs. 2 unter Angleichung 
an die neue Form der Genehmigung. § 12 Abs. 3 
bringt eine Ermächtigung des Bundesministers für 
Verkehr zum Erlaß einer Rechts Verordnung über 
den Einsatz von Ersatzfahrzeugen im Güterfernver- 
kehr. Der Erlaß einer entsprechenden Verordnung 
ist künftig notwendig, da die Genehmigungsbehörde 
nicht mehr bei der — derzeit erforderlichen — 


Genehmigungsumschreibung prüfen kann, ob die 
Voraussetzungen für den Einsatz eines Ersatzfahr- 
zeugs gegeben sind. 

Zu § 12 a 

Die Vorschrift übernimmt die bisherige Regelung 
der Stückelung von Genehmigungen in § 11a unter 
Angleichung an die neue Form der Inhabergeneh- 
migung. In Absatz 1 Nr. 2 wird darüber hinaus ge- 
regelt, welche Nutzlastgrenze maßgebend ist, wenn 
die Genehmigung erstmals nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erteilt worden ist. Absatz 4 will weiter- 
hin sicherstellen, daß auch die gestückelten Geneh- 
migungen — wie die ursprüngliche Genehmigung 
— nur für Kraftfahrzeuge verwendet werden dür- 
fen, die denselben Standort haben. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung in Absatz 1 ergibt sich daraus, daß 
auch bei der Bezirksgenehmigung nicht mehr ein 
bestimmtes Kraftfahrzeug von der Behörde geneh- 
migt wird. 

Die Regelung der bisherigen Absätze 2 und 3 wird 
in Zusammenhang mit der Verlegung des Stand- 
ortes in dem neuen § 15 Abs. 3 getroffen. 

Zu Nummer 7 

Da die Genehmigung nicht mehr für ein bestimmtes 
Kraftfahrzeug erteilt wird, ist in dem neuen Ab- 
satz 1 darauf abgestellt, daß die Kraftfahrzeuge, die 
auf Grund der Genehmigung eingesetzt werden dür- 
fen, im Bereich der Genehmigungsbehörde zugelas- 
sen sind. Die Änderung in Absatz 3 ist redaktionell 
(vgl. zu Nummer 6). 

Zu Nummer 8 

Da in der Genehmigungsurkunde ein bestimmtes 
Kraftfahrzeug nicht mehr bezeichnet wird, ist nur 
noch der Standort aufzunehmen, weicher für alle 
Kraftfahrzeuge bestimmt sein muß, für die die Ge- 
nehmigung verwendet werden soll. So wie bisher 
bei Verlegung des Kraftfahrzeugs an einen anderen 
Standort die Genehmigungsurkunde berichtigt wer- 
den muß, ist künftig eine entsprechende Berichti- 
gung erforderlich, wenn Kraftfahrzeuge mit einem 
anderen Standort auf Grund der Genehmigung ein- 
gesetzt werden sollen. 

Zu Nummer 9 

Die Änderung ist redaktionell (vgl. zu Nummer 4). 
Zu Nummei 10 

Nach dem geltenden § 28 Abs. 3 sind die Genehmi- 
gungsurkunden, das Fahrtenbuch und die Beförde- 
rungs* und Begleitpapiere auf allen Fahrten mitzu- 
führen und zur Prüfung auszuhändigen. Das Mit- 
führen der Genehmigungsurkunde und des Fahrten- 
buches wird künftig durch § 12 Abs. 1 Nr. 3 be- 
stimmt. In dem neuen Absatz 3 des § 28 ist daher 
nur noch die Verpflichtung enthalten, Genehmi- 
gungsurkunde, Fahrtenbuch und Beförderungs- und 
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Begleitpapiere zur Prüfung auszuhändigen. Die Mit- 
führungspflicht der Beförderungs- und Begleit- 
papiere ist in Absatz 1 Satz 2 übernommen worden. 
Die Änderung des Absatzes 4 ist eine Angleichung 
an die neue Formulierung der Vorschrift über den 
Stafettenverkehr in § 12 Abs. 2. 

Zu Nummer 1 1 

Die bisherige Aufbewahrungspflicht hinsichtlich der 
Beförderungspapiere wird aus Überwachungsgrün- 
den auf das Fahrtenbuch erstreckt. Im Fahrtenbuch 
wird die Verwendung der Genehmigung aufgezeich- 
net. Dies muß bei Prüfung der Frage, ob Güterfern- 
verkehr mit einem nicht genehmigten Kraftfahrzeug 
betrieben worden ist, über einen längeren Zeitraum 
zurückverfolgt werden können. 

Zu Nummer 12 

Der geltende §41 ist künftig ohne Bedeutung, da 
die Genehmigung nicht mehr für ein bestimmtes 
Kraftfahrzeug erteilt wird. 

Zu Nummer 13 

Die geltende Vorschrift regelt die Verwendung eines 
einem anderen Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
gehörenden genehmigten Fahrzeugs. Da künftig die 
Genehmigung nicht mehr an ein bestimmtes Kraft- 
fahrzeug gebunden wird, besteht keine Notwendig- 
keit mehr, mit der Genehmigung immer auch das 
Fahrzeug dem anderen Unternehmer des Möbel- 
fernverkehrs zu überlassen. Der Unternehmer des 
Möbelfernverkehrs kann daher künftig für seine 
Beförderungen ein fremdes Möbelfahrzeug mit sei- 
ner eigenen Genehmigung oder sein eigenes Möbel- 
fahrzeug mit einer fremden Möbelgenehmigung ein- 
setzen-, für die Beförderung seines eigenen Möbel- 
wagenanhängers kann er ferner ein fremdes Kraft- 
fahrzeug, das kein Möbelfahrzeug zu sein braucht, 
oder eine fremde Genehmigung für den allgemeinen 
Güterfernverkehr verwenden. 

Zu Nummer 14 

Die Änderung ist redaktionell (vgl. zu Nummer 4). 
Zu Nummer 15 

Der neue § 50 Satz 2 legt den Grundsatz fest, daß 
Werkfernverkehr unbeschadet des § 50 c Abs. 3 nur 
durchgeführt werden darf, wenn eine Beförderungs- 
bescheinigung erteilt ist. Drei Fälle sind ausgenom- 
men: 

— Kraftfahrzeuge mit 4 t Nutzlast und weniger so- 
wie Zugmaschinen mit einer Leistung von 55 PS 
und weniger. Diese Lastkraftfahrzeuge sind der- 
zeit auch nicht bei der Bundesanstalt anzumelden. 
Nach dem Gesetz über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs sind Beförderungen mit 
kleinen Kraftfahrzeugen (Nutzlast des Kraftfahr- 
zeugs oder Anhängers allein oder zusammen we- 
niger als 4 t) von der Besteuerung ausgenommen. 

— Beförderungen im grenzüberschreitenden Werk- 
fernverkehr. Das neue Verfahren soll den Bin- 
nenverkehrsträgern die Möglichkeit geben, An- 


gebote für eine Übernahme der Beförderungen 
abzugeben. Der grenzüberschreitende Güterkraft- 
verkehr kommt hierfür nur sehr bedingt in Be- 
tracht. Dies gilt insbesondere, soweit auslän- 
dische Kraftfahrzeuge eingesetzt sind. Diese lie- 
ßen sich aber ohnehin nur schwer in das neue 
Verfahren einfangen. Werden aber ausländische 
Kraftfahrzeuge ausgenommen, so muß dies aus 
Gründen der Gleichbehandlung auch für deutsche 
Fahrzeuge gelten, die im grenzüberschreitenden 
Verkehr eingesetzt sind. 

— Die Beförderung von Gütern durch Unternehmer 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs für eigene 
Zwecke des Fuhrunternehmens, z. B. die Beförde- 
rung von Ersatzmaterial. 

Zu Nummer 16 
Zu § 50 a 

Die Bestimmung legt den Inhalt der Beförderungs- 
bescheinigung fest. Wichtig ist, daß die Gültigkeits- 
dauer höchstens fünf Jahre beträgt. Dadurch wird 
erreicht, daß die öffentlichen Verkehrsträger in wie- 
derkehrenden Abständen die Möglichkeit haben, 
Angebote auf Übernahme der Beförderungen abzu- 
geben. 

Zu § 50 b 

Das Verfahren zur Erteilung der Beförderungsbe- 
scheinigung knüpft an das derzeitige Anmeldever- 
fahren der Ki-aftf ahrzeuge des Werkfernverkehrs 
bei der Bundesanstalt an (derzeit § 52 Abs. 4) ; es ist 
lediglich dergestalt abgeändert, daß der Antrag- 
steller über die bloße Anmeldung der Fahrzeuge 
hinaus die für die Bekanntgabe vorgesehenen Daten 
angeben muß. Die Zuständigkeit der Bundesanstalt 
ist notwendig, um einmal an das Anmeldeverfahren 
auch in der Übergangszeit (vgl. Artikel 2) anknüpfen 
zu können und zum anderen das Bekanntgabever- 
fahren (§ 50 c) über eine zentrale Stelle zu ermög- 
lichen. Die zuständigen Landesbehörden bleiben 
eingeschaltet (Absatz 4 sowie § 50 d Abs. 3). 

Zu § 50 c 

Ein Kernstück der Neuregelung ist das Bekannt- 
gabe-Verfahren. Den Verkehrsträgern Eisenbahn 
und Güterfernverkehr soll dadurch ermöglicht wer- 
den, Angebote auf Übernahme der Beförderungen 
abzugeben. Das Verfahren führt vermittels eines 
nur geringen Verwaltungsaufwandes zu einer grö- 
ßeren Markt-Transparenz. Es hat — gegenüber 
einem nur regionalen „Marktgespräch" — den Vor- 
teil, daß alle Interessenten im Bundesgebiet ange- 
sprochen werden. Die Angaben, die in das Werk- 
fernverkehrs-Verzeichnis aufgenommen werden, 
sind im Interesse des Kundenschutzes für den An- 
tragsteller allgemein gehalten. Aus demselben 
Grund ist auch der Kreis der zur Einsichtnahme Be-, 
rechtigten begrenzt worden (Abs. 2). 

Da das gesamte Verfahren eine gewisse Zeit 
dauert, ist eine Bekanntgabe nicht erforderlich, 
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wenn die Beförderungsbesdieinigung weniger als 
zwei Monate oder nur für gelentlidie Einzelbeförde- 
rungen an bestimmten Tagen, die nidit mehr als 
dreißig Tage ausmadien dürfen, gültig sein soll 
(Abs. 3). In diesen Fällen braucht das Unternehmen 
die Erteilung der BefÖrderungsbesdieinigung nicht 
abzuwarten, sondern darf Werkfernverkehr bereits 
nach Absendung des Antrages durchführen. 

Zu § 50 d 

Die Bundesanstalt hat die Beförderungsbescheini- 
gung stets zu erteilen, wenn das Bekanntgabe-Ver- 
fahren durchgeführt ist. Eine Frist von einem Monat 
nach Bekanntgabe ist einerseits für die Verkehrs- 
träger ausreichend, um Angebote abgeben zu kön- 
nen; andererseits ist sie für den Antragsteller nicht 
unzumutbar lang. 

Zu § 50 e 

Die Vorschrift legt den Inhalt der Beförderungsbe- 
scheinigung und die Voraussetzungen für ihre Be- 
richtigung fest. Zu Kon trollzwecken ist es notwendig 
zu bestimmen, daß die Beförderungsbescheinigung 
bzw. im Falle des § 50 c Abs. 3 Satz 2 eine Durch- 
schrift des Antrags auf Erteilung der Beförderungs- 
bescheinigung bei allen Fahrten mitzuführen ist. 

Zu § 50 f 

Die Vorschrift ermächtigt die Bundesregierung, 
unter bestimmten Voraussetzungen durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Aus- 
gabe von Beförderungsbescheinigungen auszusetzen, 
Die Aussetzung ist nur für einen befristeten Zeit- 
raum zulässig. Darüber hinaus schreibt das Gesetz 
vor, daß in der Rechts Verordnung Ausnahmen für 
folgende Fälle zuzulassen sind*. 

— Das Unternehmen kann wegen seiner Eigenart 
oder geographischen Lage den Werkfernverkehr 
nicht entbehren, insbesondere nicht auf die 
öffentlichen Verkehrsunternehmen ausweichen. 
Hier ist insbesondere an Verteilerverkehre, an 
Transporte in Spezialfahrzeugen, an Nebenlei- 
stungen wie z. B. Werbung und Inkasso gedacht, 
soweit der gewerbliche Verkehr im Einzelfall 
diese Anforderungen nicht erfüllen kann. 

— Das Unternehmen würde durch die Versagung 
der Beförderungsbescheinigung in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten. Für die Auslegung die- 
ser Vorschrift werden die Erfahrungen bei der 
Anwendung des entsprechenden § 7 des Straßen- 
güterverkehrsteuergesetzes herangezogen wer- 
den können. 

— Die Versagung würde — soweit es sich um die 
Wiedererteilung handelt — eine unbillige Härte 
für das Unternehmen bedeuten. Damit wird dem 
Besitzstandsschutz Rechnung getragen, und es 
wird vermieden, daß Unternehmen im Verhältnis 
zu Konkurrenten, deren Beförderungsbesdieini- 
gungen nicht im Aussetzungszeitraum auslaufen, 
Wettbewerbsnachteile erleiden. 


Zu Nummer 17 

Die neue Standortregelung in § 6 (vgl. Nr. 2) muß 
auch für den Werkverkehr gelten; § 51 wird dem 
§ 6 angeglichen. 

Zu Nummer 18 

Die erste Änderung beseitigt Schwierigkeiten, die 
bei der Überwachung aufgetreten sind: Es bedurfte 
eines an sich vermeidbaren Verwaltungsaufwandes, 
jeweils festzustellen, ob ein Unternehmen es unter- 
lassen hatte, für durchgeführte Beförderungen Mo- 
natsübersichten vorzulegen, oder ob Werkfernver- 
kehr gar nicht durchgeführt worden war. Da das 
Unternehmen am Ende eines jeden Monats ohnehin 
prüfen muß, ob eine Monatsübersicht vorzulegen ist, 
bedeutet das Verlangen einer Fehlanzeige keine 
unzumutbare Belastung. 

Die Änderung des Äbsatzes 4 bedeutet eine An- 
passung an die neue Regelung: Es sind nur noch die 
größeren Kraftfahrzeuge meldepflichtig, für die we- 
gen eines Einsatzes im grenzüberschreitenden Werk- 
fernverkehr eine Beförderungsbescheinigung nach 
§ 50 Satz 2 nicht erforderlich ist. Die Anmeldepflicht 
wird auf Kraftfahrzeuge beschränkt, die in der 
Bundesrepublik zugelassen sind. 

Zu Nummer 19 

Die neue Fassung stellt klar, daß es auch Aufgabe 
der Bundesanstalt ist, darüber zu wachen, daß 
Werkfernverkehr nicht ohne die erforderliche Be- 
förderungsbescheinigung betrieben wird. 

Zu Nummer 20 

Nach Absatz 2 dieser Vorschrift hat die Bundes- 
anstalt über die Unternehmen des Güterfernver- 
kehrs und über die Abfertigungsspediteure Register 
zu führen. Dem entspricht es, die Anmeldepflicht in 
Absatz 1 auch ausdrücklich auf die Angaben zum 
Unternehmen zu erstrecken. In welchen Fällen von 
der Meldepflicht Gebrauch gemacht wird, soll der 
Bundesanstalt überlassen bleiben. 

Zu Nummer 21 

Die Vorschrift ist an die neue Form der Inhaber- 
genehmigung sowie an die Neuregelung des Werk- 
fernverkehrs angeglichen. Die im Güterfernverkehr 
eingesetzten bundesbahneigenen Kraftfahrzeuge 
unterliegen bisher als „für den Güterfernverkehr 
genehmigte Kraftfahrzeuge" (§ 45) der Umlage. 

Zu Nummer 22 

Auf Grund der Genehmigung können nur Kraftfahr- 
zeuge eingesetzt werden, die dem Unternehmer ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft sind. 
Der Unternehmer kann folglich die Genehmigung 
nicht mehr verwenden, wenn er ein eigenes Kraft- 
fahrzeug nicht mehr besitzt. Die Rücknahme der 
Genehmigung in diesen Fällen ermöglicht ihre Neu- 
erteilung an einen anderen Unternehmer, der sie 
ausnutzen kann. Im übrigen wird die Vorschrift an 
die neue Form der Inhabergenehmigung ange- 
glichen. 
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Zu Nummer 23 und 24 

Die Änderungen sind redaktionell (vgl. zu Nummer 
3 und zu Nummer 28). 

Zu Nummer 25 

Die Änderung berücksichtigt den Wegfall der Unter- 
scheidung zwischen Kraftfahrzeugen des Güternah- 
und des Güterfernverkehrs (vgl. zu Nummer 2). Die 
Genehmigung für den Güterfernverkehr schließt die 
Erlaubnis zum Güternahverkehr ein. Da die Inhaber- 
genehmigung bei einer Beförderung im Güternah- 
verkehr nicht mitgeführt wird, ist eine besondere 
Bescheinigung der Erlaubnisbehörde erforderlich. 

Zu Nummer 26 

Die Änderung ist redaktionell (vgl. zu Nummer 3). 
Zu Nummer 27 

In den Bußgeldkatalog werden in Äbsatz 1 Nr. 1 
neu die Tatbestände der Nummern 1 a und 1 c ein- 
gefügt. Im übrigen werden die einzelnen Tatbe- 
stände neu geordnet. 

Bei Betreiben von ungenehmigtem Güterfernver- 
kehr ist künftig zu unterscheiden, ob dem Unter- 
nehmer überhaupt eine Genehmigung für den Gü- 
terfernverkehr mit einem Kraftfahrzeug erteilt war 
oder ob er ein Kraftfahrzeug unter Verstoß gegen 
die Bestimmungen der Nummern 1 bis 4 des § 12 
Äbs. 1 eingesetzt hat. Im ersten Fall hat der Unter- 
nehmer eine Ordnungswidrigkeit begangen, weil er 
Güterfernverkehr betrieben hat, ohne im Besitz 
einer Genehmigung zu sein (Tatbestand Nr. 1 dieser 
Vorschrift). Im zweiten Fall hat er Güterfernver- 
kehr mit einem nicht genehmigten Kraftfahrzeug 
betrieben (Nr. 1 a). In Äbs. 1 Nr. 2 wird ein Ver- 
stoß gegen die neuen Vorschriften der § 6 Äbs. 1, 
§ 51 Äbs. 1 Satz 1 unter Bußgeldandrohung gestellt. 
Um Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften der 
§ 50 e Äbs. 3, § 51 Äbs. 1 Satz 2 wirksam begegnen 
zu können, ist eine entsprechende Ergänzung des 
§ 99 Äbs. 1 Nr. 5 erforderlich. Ferner hat es sich 
als notwendig erwiesen, hier einen Verstoß gegen 
§§ 86, 89 mit einzubeziehen. 

Im übrigen handelt es sich um redaktionelle Ände- 
rungen. 

Zu Nummer 28 

Von den Ermächtigungen in den Nummern 3 und 4 
dieser Vorschrift ist bislang kein Gebrauch gemacht. 
Für die Inhabergenehmigung sind sie ohne Bedeu- 
tung. 

Zu Nummer 29 

Die Änderung berücksichtigt die Überlegungen zu 
dem Entwurf des Bundesgrenzschutzgesetzes. Es ist 
in Äussicht genommen, den Bundesgrenzschutz bei 
der Kontrolle des grenzüberschreitenden Straßen- 
güterverkehrs hinsichtlich der Einhaltung der im 
Verkehrsrecht enthaltenen Vorschriften neben den 
bisher zuständigen Stellen mit einzusetzen. 


Zu Nummer 30 

Die Änderung der Berlinklausel ist redaktionell. 


Zu Ärtikel 2 

Zu Nummer 1 

Die neuen Vorschriften in § 6 Äbs. 3 (Nr. 2) und § 51 
Äbs. 1 (Nr. 17), daß für jedes Kraftfahrzeug ein 
Standort bestimmt sein muß, können nicht sofort 
praktiziert werden. Es ist daher eine Übergangsvor- 
schrift notwendig, damit sowohl die Unternehmer 
als auch die Verkehrsbehörden der Länder die 
neuen Standortbescheinigungen — soweit erforder- 
lich — ohne Zeitdruck beantragen bzw. erteilen kön- 
nen. Die Übergangszeit von einem Jahr reicht hierzu 
aus. 

Zu Nummer 2 

Die bisher erteilten Genehmigungen gelten künftig 
als sogenannte Inhabergenehmigungen fort. 

Zu Nummer 3 

Die neue Regelung, daß Werkfernverkehr grund- 
sätzlich nur durchgeführt werden darf, wenn eine 
Beförderungsbescheinigung erteilt ist, kann nicht 
sofort für alle Kraftfahrzeuge gelten. Zur Zeit sind 
rd. 60 000 größere Kraftfahrzeuge des Werkfernver- 
kehrs bei der Bundesanstalt angemeldet. Es bedarf 
daher einer Übergangsvorschrift. 

Das neue Verfahren knüpft an das Änmeldever- 
fahren bei der Bundesanstalt für den Güterfernver- 
kehr an. Äus diesem Grunde können die voii der 
Bundesanstalt ausgestellten Meldebestätigungen für 
die Übergangszeit als Beförderungsbeschoinigungen 
anerkannt werden. 

Um die Verfahren zu strecken, sind bestimmte ver- 
schiedene Fristen vorgesehen, die grundsätzlich fünf 
Jahre nach Äusstellen der Beförderungsbescheini- 
gung ausmachen. 

Wer nach dem 1. Juli 1971 sein Kraftfahrzeug bei 
der Bundesanstalt angemeldet hat, muß allerdings 
schon im zweiten Halbjahr 1972 eine Beförderungs- 
bescheinigung beantragen. Mit dieser Regelung sol- 
len diejenigen Unternehmen erfaßt werden, die mit 
Rücksicht auf das neue Verfahren ihre Kraftfahr- 
zeuge „auf Vorrat" angemeldet haben. 

Die beiden letzten Sätze sind Anpassungsvorschrif- 
ten für die Übergangszeit, 


Zu Ärtikel 3 

Berlin-Klausel. 


Zu Ärtikel 4 

Eine Neubekanntmachung des Gesetzes erscheint 
wegen der zahlreichen Änderungen notwendig. 
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Zu Artikel 5 

Zu Nummer 1 

Die Vorschriften über den Werkfernverkehr sollen 
nach Ablauf des Gesetzes über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs (31. Dezember 1971) in Kraft 
treten. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschriften über die Einführung der soge- 
nannten Inhabergenehmigungen sollen demgegen- 
über mit Rücksicht auf mögliche Auswirkungen auf 
die Ertragslage der Deutschen Bundesbahn erst ein 
Jahr später (1. Januar^l973) in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der qualifizierten Mehrheit 
des Bundestages, weil die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr einen eigenen Unterbau besitzt 
und daher die Übertragung neuer Aufgaben nur 
unter den Voraussetzungen des Artikels 87 
Abs. 3 Satz 2 GG zulässig ist. 

Die Eingangsworte sind entsprechend dieser Vor- 
schrift zu fassen. 

2. Artikel 1 Nr. 16 (§§ 50 a bis 50 f) 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Gang des Gesetzgebungsverfahrens da- 
für Sorge zu tragen, daß das Verfahren über 
die Erteilung der Beförderungsbescheinigung 
für den Werkverkehr wirksamer gestaltet 
wird. 

b) In dem neu eingefügten § 50 f Abs. 2 sind 
nach den Worten „geographische Lage" die 
Worte „insbesondere ihrer Lage im Zonen- 
randgebiet" einzufügen. 

Begründung 

Das bisher gültige Straßengüterverkehrsteuer- 
gesetz enthielt in Form einer Halbierung der Be- 
förderungsteuer eine Zonenrandbegünstigung, 
die durch die Ablösung dieses Gesetzes fortfällt. 

Die in § 1 Zonenrandförderungsgesetz vom 
5. August 1971 (BGBl. I S. 1237) enthaltene Ziel- 
setzung und Verpflichtung, der Förderung des 
Zonenrandgebietes besonderen Vorrang einzu- 
räumen, muß auch in diesem Gesetz zum Aus- 
druck kommen. 


3. Artikel 1 Nr. 22 (§ 78 Abs. 1 Nr. 3) 

In § 78 Abs. 1 Nr, 3 sind nach den Worten „wenn 
der Unternehmer" die Worte „drei Monate lang" 
einzufügen. 

Begründung 

Durch die Rücknahme der Genehmigung wird der 
Unternehmer von seinem Beruf ausgeschlossen. 
Dieser harte Eingriff in das Grundrecht des Arti- 
kels 12 GG ist nur gerechtfertigt, wenn der Un- 
ternehmer eine angemessene Frist hatte, den 
Rücknahmegrund (das Fehlen eines geeigneten 


Fahrzeugs) durch Anschaffung eines anderen 
Fahrzeugs auszuräumen. Eine Frist von drei Mo- 
naten, wie sie das Gesetz nach Erteilung einer 
neuen Genehmigung dem Unternehmer für die 
Betriebseröffnung gewährt, erscheint auch hier 
mindestens erforderlich. 

4. Artikel 1 Nr. 25 (§ 89) 

Der letzte Halbsatz von § 89 ist wie folgt zu 
fassen: 

„eine Ausfertigung der Bescheinigung ist auf 
allen Fahrten mitzuführen und auf Verlangen 
den zuständigen Kontrollorganen zur Prüfung 
vorzulegen." 

Begründung 

Vermeidung von Doppelverweisungen und Klar- 
stellung im Hinblick auf die Bußgeldvorschrift in 
Nr. 27 Buchstabe e — § 99 Abs. 1 Nr. 5. , 

5. Artikel 1 Nr. 26 und Nr. 30 (§ 93 Abs. 1 und § 105) 

a) Artikel 1 Nr. 26 ist wie folgt zu fassen: 

,26. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „§ 8 
Abs. 3" ersetzt durch das Zitat „§ 8 
Abs. 2". 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Die vorgeschriebene Anhörung 
der zuständigen Verwaltung der 
Eisenbahn entfällt im Land Berlin." ' 

b) Artikel 1 Nr. 30 

In § 105 ist Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Da die Berlin-Klausel frei von materiellen Vor- 
schriften des Gesetzes sein soll, ist die in § 105 
Satz 3 vorgesehene Ausnahmeregelung als neuer 
Absatz 3 in den § 93 zu übernehmen, 

6. Artikel 1 Nr. 27 Buchstabe b (§ 99 Abs, 1 Nr. 1) 

In § 99 Abs. 1 ist die Nr. 1 a wie folgt zu fassen: 

„la. entgegen § 12 Abs. 1 Güterfernverkehr in 
unzulässiger Weise betreibt;". 

Begründung 

Eine Zuwiderhandlung gegen § 12 Abs. 2 ist 
nicht denkbar, weil diese Bestimmung eine bloße 
Fiktion enthält. Im übrigen bringt die Neufas- 
sung klarer zum Ausdruck, daß ein Verstoß ge- 
gen § 12 Abs. 1 immer dann vorliegt, wenn auch 
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nur eine der Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 fehlt. 

7. Artikel 1 neue Nr. 31 (§ 107) und Artikel 5 Nr. 1 

a) Artikel 1 ist um folgende Nummer 31 zu er- 
gänzen: 

,31. In § 107 Satz 1 ist das Wort „vier“ durch 
das Wort „sechs“ zu ersetzen.' 

b) Artikel 5 Nr. 1 ist wie folgt zu ändern: 

,Die Worte „und 29“ sind durch die Worte 
„ , Nr. 29 und 31" zu ersetzen.' 

Begründung 

Die mit der Bestimmung des Ortsmittelpunktes 
anläßlich kommunaler Neugliederungen verbun- 
denen Probleme sind im geltenden Recht und 
im vorliegenden Entwurf noch nicht gelöst. Da in 


einigen Fällen die in § 107 GüKG enthaltene 
übergangsfrist von vier Jahren bereits im Jahre 
1972 abläuft, ist zur Vorbereitung einer Neurege- 
lung eine Fristverlängerung um zwei Jahre ge- 
boten. 

8. Artikel 2 Nr. 3 

In Nummer 3 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„§ 50 e Abs. 3 und § 99 Abs. 1 Nr. 5 des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes gelten entsprechend für 
die Meldebestätigung." 

Begründung 

Klarstellung, daß für den Bußgeldtatbestand des 
Artikels 2 Nr. 3 letzter Satz die Bußgeldan- 
drohung von 5000 DM (vgl, § 99 Abs. 1 Nr. 5 
i. V. m. § 99 Abs. 2 GüKG) gilt. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird widersprochen. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
es sich bei den Außenstellen der Bundesanstalt für 
den Güterfernverkehr nicht um Mittel- oder Unter- 
behörden im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
handelt. 

Zu 2. a) 

Die Bundesregierung hat die Frage, ob das Ver- 
fahren über die Erteilung der Beförderungsbeschei- 
nigungen für den Werkfernverkehr wirksamer ge- 
staltet werden kann, bei der Vorbereitung des Ge- 
setzentwurfs mit allen Beteiligten eingehend mit 
folgendem Ergebnis geprüft: 

1. Eine Kontingentierung des Werkfemverkehrs 
scheidet schon deshalb aus, weil sie als objektive 
Berufszulassungsbeschränkung einen verfas- 
sungsrechtlich nur als äußerstes Mittel zulässigen 
Eingriff in die Freiheit der Berufswahl bei den- 
jenigen Untemehmen der Wirtschaft darstellen 
würde, denen ein Verzicht auf Werkfemverkehr 
nicht zugemutet werden kann. Die Bundesregie- 
rung ist der Meinung, daß ein so harter Eingriff 
hier nicht gerechtfertigt ist. Es kommt hinzu, daß 
sich eine Kontingentierung im Werkfernverkehr 
kaum verfassimgsgemäß ausgestalten läßt. Unter 
dem Gesichtspunkt des Besitzstandschutzes 
müßte das Kontingent zumindest den vorhande- 
nen Werkfemverkehr umfassen. Schon daraus 
würden sich Wettbeweilbsverzerrungen zwischen 
Untemehmen gleicher Branche ergeben, weil 
selbst von der Sache her begründete Neuanträge 
abgelehnt werden müßten. Das würde vielfach 
einem Verstoß gegen den Gleichbehandlungs- 
grundsatz gleichkommen. Wollte man das Kon- 
tingent höher festsetzen, ergäben sich weitere 
Wettbewerbsverz errungen aus der Tatsache, daß 
es keine eindeutigen, objektiven und gerechten 
Kriterien für die Zuteilung der Genehmigungen 
gibt. 

2. Auch ein Verfahren, wonach die Behörde das 
Recht hat, Anträge auf Erteilung von Beförde- 
rungsbescheinigungen für den Werkfemverkehr 
im Einzelfall abzulehnen, muß nach Auffassung 
der Bunde sregiemng daran scheitern, daß es auch 
hierfür keine eindeutigen, objektiven und ge- 
rechten Entscheidungskriterien gibt. Abgesehen 


davon würde ein solches Verfahren bedeuten, 
daß die Behörde in jedem Einzelfall unternehme- 
rische Entscheidungen, die auf einer Vielzahl 
von Beweggründen beruhen (z. B. Kosten, Wett- 
bewerbssituation, Eilbedürftigkeit, ständige Ein- 
satzbereitschaft, Inkasso, Werbung und isonstige 
Nebenleistungen) nachzuprüfen und ggf. abwei- 
chend zu beurteilen hätte. Darüber hinaus müßte 
sie prüfen, wie sich eine eventuelle Erhöhung der 
Transportkosten beim Einsatz öffentlicher Ver- 
kehrsuntemehmen auf die Kosten- und damit 
Marktsituation des antragstellenden Unterneh- 
mens (insgesamt aus wirkt. Die Anforderungen, 
(die dieses Verfahren an die entscheidende Be- 
hörde stellt, wären unverhältnismäßig groß. Da 
die Entscheidungen der Behörde gerichtlich nach- 
prüfbar wären, müßte mit einer Vielzahl von 
Verwaltungsprozessen mit höchst unsicherem 
Ausgang gerechnet werden. Wettbewerbsverzer- 
rungen zwischen den „ausgewählten" und den 
„ni^t ausgewählten" Unternehmen derselben 
Branche wären auch bei diesem Verfahren nicht 
auszuschließen. 

Aus diesen Gründen würde sich für die Behörden 
die Tendenz ergeben, im Zweifel zugunsten der 
Antragsteller zu entscheiden. Die Bundesregie- 
rung ist deshalb der Auffassung, daß dieses Ver- 
fahren, sofern es wegen der vorgenannten 
Schwierigkeiten überihaupt durchführbar wäre, 
bei erheblich größerem Verwaltungsaufwand im 
Ergebnis nicht wirksamer sein würde als die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Regelung. 

3. Die vorgeschlagene Regelung für den Werkfem- 
verkehr schafft bei geringstem Verwaltungsauf- 
wand eine größtmögliche Markttransparenz. Die 
Werkfern verkehrsuntemehmen werden über die 
Vielfalt des öffentlichen Verkehrsangebots infor- 
miert. Die öffentlichen Verkehrsunternehmen 
werden in die Lage versetzt, ihre Angebote 
auch auf eine potentielle Nachfrage auszurichten. 
Für den Fall, daß eine Gefährdung der Funk- 
tionsfähigkeit des Verkehrs oder der Straßen- 
verkehrssicherheit eintritt, ermöglicht die Er- 
mächtigung in § 50 f der Regierungsvorlage eine 
Einschränkrmg des Werkfemverkehrs, die in 
ihrer Wirksamkeit einer zeitweiiligen Kontingen- 
tierung durchaus vergleichbar ist. 

Zu 2. b) bis 8. 

Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt. 
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